
 

  

S 9 R 144/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 R 144/21
Datum 21.02.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 R 355/23 B
Datum 20.06.2023

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des SozialgeÂ-
richts Aachen vom 21.02.2023 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger wendet sich mit seiner am 23.03.2021 vor dem Sozialgericht (SG)
Aachen erÂhobenen Klage gegen die Ablehnung seines Antrags auf GewÃ¤hrung
einer Rente wegen Erwerbsminderung durch die Beklagte. Die mit
Beweisanordnung vom 29.11.2021 ernannÂte SachverstÃ¤ndige B. hat nach
ambulanten Untersuchungen des KlÃ¤gers ein Gutachten am 13.06.2022 erstellt,
das mit VerfÃ¼gung vom 17.06.2022 an die BevollÂmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers, dort
eingegangen am 22.06.2022, mit der Gelegenheit zur StelÂlungnahme binnen vier
Wochen gesandt worden ist. Mit Schreiben vom 18.12.2022, einÂgegangen beim SG
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am 22.12.2022, hat der KlÃ¤ger die SachverstÃ¤ndige wegen BefangenÂheit
abgelehnt; eine neutrale Begutachtung sei unumgÃ¤nglich.

Das SG hat den Antrag des KlÃ¤gers mit Beschluss vom 21.02.2023
zurÃ¼ckgewiesen. Das Ablehnungsgesuch sei unzulÃ¤ssig, da es als verspÃ¤tet
anzusehen sei.

Gegen den am 05.04.2023 zugestellten Beschluss hat der KlÃ¤ger am 19.04.2023
BeÂschwerde eingelegt. Er habe schon direkt nach dem Gutachten vorab Stellung
genommen und mitgeteilt, dass er dieses nicht anerkennen werde. Im Ã�brigen sei
das Gutachten unÂvollstÃ¤ndig und fehlerhaft.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte Bezug
genommen, der Gegenstand der Entscheidung war.

Â 

II.

Die Beschwerde ist bereits unzulÃ¤ssig, da sie nicht statthaft ist.

Nach Â§ 172 Abs. 1 Soziaigerichtsgesetz (SGG) findet gegen Entscheidungen der
SozialÂgerichte. mit Ausnahme der Urteile und gegen Entscheidungen der
Vorsitzenden dieser Gerichte die Beschwerde an das Landessozialgericht (LSG)
statt, soweit nicht in diesem Gesetz anderes bestimmt ist. Etwas anderes bestimmt
aber Â§ 172 Abs. 2 SGG â�� auf den das SG in der Rechtsmittelbelehrung zu seinem
Beschluss zutreffend Bezug genommen hat danach kÃ¶nnen u.a. BeschlÃ¼sse
Ã¼ber die Ablehnung von SachverstÃ¤ndigen nicht mitÂ der Beschwerde
angefochten werden.

Ist â�� wie hier â�� ein Ablehnungsgesuch gegen eine SachverstÃ¤ndige gestellt,
findet diesen prozessualen Regeln zufolge damit eine inhaltliche Ã�berprÃ¼fung
der darÃ¼ber ergangenen Entscheidung des SG durch das LSG nicht statt; das vom
KlÃ¤ger eingelegte Rechtsmittel ist damit unabhÃ¤ngig von seiner inhaltlichen
BegrÃ¼ndung bereits nicht statthaft. Es ist dann als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Diese Entscheidung kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochÂten werden, Â§ 177 SGG.

Â 

Erstellt am: 24.04.2024
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https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
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